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Textliche Festsetzungen 

Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB sind pro Wohngebäude max. zwei Wohneinheiten zulässig. Eine 

Doppelhaushälfte ist als ein Gebäude zu verstehen, sodass je Doppelhaus maximal vier 

Wohneinheiten zulässig sind. Die sonstige Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich nach § 34 

BauGB.  

 

 

Hinweise 

I. Kampfmittel 

Der Geltungsbereich liegt in einem Bereich, für den ein Vorkommen von Kampfmitteln 

nicht ausgeschlossen werden kann. Daher ist vorab von Bodeneingriffen der Kampfmit-

telräumdienst zu beteiligen und erforderlichenfalls Verdachtsflächen zu sondieren. 

 

II. Archäologie 

Im Plangebiet können bei Bodeneingriffen archäologische Bodenfunde sowie bislang un-

bekannte paläontologische Bodendenkmäler in Form von Fossilien (versteinerte Überres-

te von Pflanzen und Tieren) aus dem oberen Pleistozän (Weichsel-Kaltzeit) angetroffen 

werden. Daher:  

1. Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-

Archäologie für Westfalen, An den Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL-

Museum für Naturkunde, Referat Paläontologie, Sentruper Straße 285, 48161 

Münster schriftlich mitzuteilen. 

2. Der LWL-Archäologie für Westfalen oder der Gemeinde als Untere Denkmalbehör-

de sind Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, aber auch Verände-

rungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) unverzüglich 

zu melden. Ihre Lage im Gelände darf nicht verändert werden (§§ 15 und 16 

DSchG). 

3. Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der 

betroffenen Grundstücke zu gestatten, um ggf. archäologische und/oder paläon-

tologische Untersuchungen durchführen zu können (§ 28 DSchG NRW). Die dafür 

benötigten Flächen sind für die Dauer der Untersuchungen freizuhalten. 
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